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Das Konzept einer nachhaltigen Entwicklung eröffnet gemein-
same Lösungsperspektiven für soziale und ökologische Pro-
blemlagen. Die Entwicklungen in relevanten Feldern einer
nachhaltigen Gestaltung der Arbeit ergeben jedoch ein ambi-
valentes Bild: Den offensichtlich größer werdenden Problem-
lagen stehen zwar Gestaltungschancen gegenüber. Deren
Realisierung erfordert aber eine Neujustierung der bisherigen
Regulierung der Arbeit. Die damit verbundene Chance auf
eine Neubestimmung der sozialen Grundlagen der Demokratie
kann aber weder von den Gewerkschaften noch von der Politik
allein gemeistert werden.

1. Arbeit und Nachhaltigkeit, eine Begriffsbestimmung

Der Weltklimabericht der Vereinten Nationen hat die Umwelt-
auswirkungen fortschreitender Industrialisierung erneut in
den Mittelpunkt der politischen Auseinandersetzungen ge-
rückt. In der bundesdeutschen Öffentlichkeit gewinnt die
Lösung des Klimaproblems wieder an Stellenwert.1  Zugleich
scheint sich das Problem der Massenarbeitslosigkeit durch
den wirtschaftlichen Aufschwung zu entschärfen. Wirtschafts-
forscher sprechen mittlerweile davon, dass die Arbeitslosen-
zahl bald unter 3 Millionen sinken wird. Bahnt sich nunmehr
eine gemeinsame Lösung ökologischer und sozialer Problem-
lagen an, so wie es in den Überlegungen zu Nachhaltigkeits-
strategien in den vergangenen Jahren aufschien?
Dies fand seinen Ausdruck in einer Reihe von Nachhaltigkeits-
berichten, Forschungsprojekten2  und politischen Nachhaltig-
keitsstrategien auf nationaler und europäischer Ebene, die die
Gleichrangigkeit ökologischer, sozialer und ökonomischer
Zielsetzungen unter dem Dach dreidimensionaler Nachhaltig-
keit anerkennen.3  Allerdings war und ist dies kein harmoni-
scher Prozess. Unumstritten sind jedoch die grundlegenden
Prinzipien und Gerechtigkeitsnormen nachhaltiger Entwick-
lung:4

- das Recht auf ein menschenwürdiges Leben für alle;
- Gerechtigkeit zwischen den gegenwärtig Lebenden und den

zukünftigen Generationen (intergenerativ);
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- Gerechtigkeit innerhalb der gegenwärtig lebenden Gene-
ration (intragenerativ), insbesondere Verteilungs- und
Geschlechtergerechtigkeit;

- die Abstimmung mindestens zwischen sozialen, ökonomi-
schen und ökologischen Belangen sowie

- die Beteiligung aller relevanten gesellschaftlichen Gruppen
an Strategiefindung und Umsetzung.

Was bedeuten diese Normen bezogen auf die Arbeitswelt in
hoch entwickelten Industriegesellschaften, die wesentlich
Erwerbsarbeitsgesellschaften sind? In ihrer Studie für die
Enquete-Kommission des Bundestages fassen Minsch et al.5

es dahingehend zusammen, dass ein individuelles (morali-
sches) Recht auf Arbeit besteht. Arbeit ist dabei nicht nur als
existenzsicherndes Mindesteinkommen, sondern im Sinne
eines sinnvollen Tätigseins, der Partizipation an der ökonomi-
schen Entwicklung und der Identitätsschöpfung durch sinnvol-
le Arbeit, nicht nur Erwerbsarbeit zu verstehen. In den ver-
schiedenen seither erschienenen Nachhaltigkeitsstudien und
politischen Nachhaltigkeitsstrategien finden sich diese Grund-
gedanken wieder, wenn auch nicht ungebrochen. Daraus lässt
sich ein Anforderungsprofil sozialer Nachhaltigkeit ableiten,
wobei eine ermöglichende Arbeitszeitpolitik eine wichtige
Querschnittsfunktion einnimmt:6

- Gesellschaftliche Integration, individuelle Teilhabe, Armuts-
vermeidung und Chancengleichheit durch Teilhabe an (Er-
werbs-)Arbeit

- Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit (Employability)
durch lebenslanges Lernen und Gesundheitserhalt

- Geschlechtergerechtigkeit und Vereinbarkeit von Familie/
Fürsorge und Beruf

- Förderung nicht bezahlter produktiver Arbeiten
- Verallgemeinerung sozialer Sicherung
- Nichtdiskriminierung, weltweite Achtung der Menschen-

rechte und der Kernarbeitsnormen der ILO (intragenerative
Gerechtigkeit)

Recht auf Arbeit
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Vor diesem Hintergrund werden im Weiteren derzeitige Ent-
wicklungstrends der Erwerbsarbeit und Lösungsansätze skiz-
ziert. Die Ausführungen konzentrieren sich dabei auf den
engeren Wandel der Erwerbsarbeit, folglich auf die ersten
drei und die letzte der Anforderungen.

2. Zentrale Herausforderungen und Lösungsansätze

2.1. Teilhabe an Erwerbsarbeit, atypische und prekäre
Beschäftigung

Ein zentrales Element der Erosion des arbeits- und sozial-
rechtlich geschützten, vollzeitigen und unbefristeten Normal-
arbeitsverhältnisses (Mückenberger) stellt die Verbreitung
atypischer Beschäftigungsformen7  dar, vielfach vorschnell
mit prekärer Erwerbsarbeit gleichgesetzt. Nicht jede Beschäf-
tigung zu anderen Konditionen ist eindeutig prekär, sondern
sie umfasst immer auch positive Aspekte, wie die Reintegration
Arbeitsloser, und vielfach erleben die Betroffenen solche
Arbeitsformen als positiv. Prekäre Erwerbsarbeit meint zwei-
erlei: Arbeitsverhältnisse, bei denen Einkommen, sozialer
Schutz, Dauerhaftigkeit in nicht existenzsicherndem Maß
gegeben sind, sowie die Verunsicherung der Mittelschicht,
der Stammbelegschaften. Das Versprechen auf gesicherte,
dauerhafte Teilhabe und Karriere ist aufgekündigt, Leistungs-
gerechtigkeit nicht mehr gegeben.8  Leiharbeit macht tagtäg-
lich deutlich, dass vermeintlich billigere Lösungen möglich
sind. Spätestens mit der Hartz-Gesetzgebung ist das
Drohpotenzial der Arbeitslosigkeit bei den Stammbelegschaf-
ten angekommen. Auch die Hochqualifizierten sind hiervon
betroffen, wenn auch auf anderem Niveau. So zeigt eine erste
Untersuchung zur sog. „Generation Praktikum“, dass die
Übergangsprozesse länger und prekärer werden, junge Aka-
demiker in permanenten Praktikaschleifen aber die Ausnahme
sind.9
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Schon diese wenigen Stichwörter verweisen auf einen erheb-
lichen Gestaltungsbedarf. Die Deregulierung der Leiharbeit
ging mit deren Tarifierung einher. Diese ist jedoch nur als
Einstieg zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in diesem
Sektor zu sehen.10  Die von den Gewerkschaften angesichts
des Booms der Zeitarbeit nunmehr geforderte gesetzliche
Gleichstellung der Leiharbeitnehmer mit den Stammbeleg-
schaften soll dem Boom Einhalt gebieten. Dem um sich grei-
fenden Niedrigstlohnsektor soll mit einem gesetzlichen Min-
destlohn begegnet werden. Anfangs taten sich die Gewerk-
schaften mit dieser Forderung schwer, erfährt der Staat doch
hiermit erstmals breite Eingriffsmöglichkeiten in die Tarifauto-
nomie der Verbände. Die Schwäche des jetzigen Tarifsystems
wird mit dieser Forderung jedoch offensichtlich. Mangels
Mitglieder oder durchsetzungsfähiger Strukturen gelingt es
den Gewerkschaften nicht mehr, (ausreichende) Tarifstandards
mit den Arbeitgebern zu vereinbaren. Eine andere Reaktion
liegt darin, die betroffenen Beschäftigten zu organisieren und
mit ihnen für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu
streiten (Organizing11 ). Diese vornehmlich aus den USA stam-
mende Strategie bricht mit den hiesigen Gewerkschafts-
traditionen, die eine gezielte Organisierung und Aktivierung
der „Randbelegschaften“ bisher nicht vorsahen. Der Bruch mit
gewerkschaftlichen Orientierungen findet auch an anderen
Stellen statt, bspw. bei der Organisierung, Beratung und
Vertretung von nunmehr selbstständigen Bauarbeitern.12

2.2. Gleichstellung im Erwerbssystem

Auch die „stillen“ Voraussetzungen des männlich besetzten
Normalarbeitsverhältnisses erodieren. Die kontinuierlich stei-
gende Erwerbsbeteiligung der Frauen und die Hetero-
genisierung der Familienformen stellen die geschlechtlichen
Zuschreibungen männlicher Versorgung durch Erwerbsein-
kommen und weiblicher Reproduktionsarbeit in Familie und
Haushalt infrage.13  In Zeiten zunehmender Konjunktur und
gestützt durch die Vereinbarkeitspolitik der konservativen
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Familienministerin wird die weitere Erhöhung der Frauen-
erwerbstätigkeit zum Ausgleich möglicher Fachkräftelücken
auf dem Arbeitsmarkt propagiert. Tatsächlich zeigt eine Viel-
zahl von Daten und Forschungsergebnissen, dass die bishe-
rigen Maßnahmen nicht ausreichen, die Chancengleichheit
zwischen den Geschlechtern auf dem Arbeitsmarkt herzustel-
len.14  Zwar hat es mehrere, vor allem gesetzliche Verbesse-
rungen der Rahmenbedingungen gegeben (z. B. Elternzeit),
doch ist das modernisierte „Ernährermodell“, im Sinne voll-
zeitiger Erwerbstätigkeit des Mannes und Teilzeittätigkeit der
Frau, zumindest westdeutscher Standard geblieben. Insbe-
sondere wenn Kinder zu betreuen sind, sind es vor allem die
Mütter, die die Last und die Folgen auf dem Arbeitsmarkt zu
tragen haben.
Die Mütter (im Westen) arbeiten dann überwiegend in Teilzeit,
um mangelnde (zeitliche) Kinderbetreuungsmöglichkeiten und
die Anforderungen der Erwerbsarbeit zu vereinbaren. Die
Belastungen dieser Frauen steigen enorm an, und sie erleben
Rückstufungen in ihrer beruflichen Tätigkeit. Die Geschlechter-
unterschiede bleiben bestehen und Teilzeitarbeit führt mindes-
tens zu lang andauernden Benachteiligungen hinsichtlich
Einkommen, sozialer Sicherung und Karriere. Der Aufstieg in
Führungspositionen ist Frauen in solchen Situationen weiter-
hin verwehrt („gläserne Decke“).15  Untersuchungen zeigen,
dass auch die Betriebsräte die durch die Reform des Betriebs-
verfassungsgesetzes 2002 erweiterten Zuständigkeiten für
Vereinbarkeitsfragen – Gleichstellung wurde bereits 1994 in
das BetrVG eingefügt – kaum nutzen.16  Auch auf tarifvertrag-
licher Ebene werden die Möglichkeiten zur Gleichstellung und
Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht ausgeschöpft.17

Mittlerweile gilt Familienfreundlichkeit unter deutschen Füh-
rungskräften als harter Standortfaktor, und die BDI-Nach-
haltigkeitsinitiative econsense sieht in der Balance von Fami-
lienleben und Arbeitswelt sogar einen Schlüsselfaktor nach-
haltiger Entwicklung.18  Die BDA erachtet den Ausbau flexibler
ganztägiger Kinderbetreuungsangebote als die zentrale Vor-
aussetzung hierfür, für deren Bereitstellung allerdings primär
der Staat verantwortlich gemacht wird.19  Beispiele aus ande-
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ren Ländern weisen den Weg: Die Quotenregelung für Frauen
im obersten Management von Privatfirmen in Norwegen oder
die „Vätermonate“ in Schweden. Dies bestätigt der seit Januar
in Deutschland gültige Vatermonat.20  Zu befürchten ist aber,
dass diese Situation durch die hoch defizitären Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten nach dem ersten Lebensjahr des Kin-
des wieder in den Status quo ante zurückfällt. Auch ein rein
quantitativer Ausbau reicht nicht aus. Neben der Qualität ist
die zeitliche Verfügbarkeit solcher Einrichtungen hoch rele-
vant. Insbesondere für Beschäftigte mit flexiblen Arbeitszei-
ten, deren Zahl zunimmt.21

Neben Betreuungsangeboten gibt die betriebliche Arbeitszeit-
politik Spielräume für Vereinbarkeiten vor. Die Arbeitgeber
weisen darauf hin, dass bereits zwei Drittel der Unternehmen
flexible Arbeitszeiten anböten. Diese würden sich an den Be-
dürfnissen der Mitarbeiter als auch an den Möglichkeiten des
Betriebes orientieren. Die Regelung entsprechender optio-
naler und flexibler Arbeitszeiten wird hingegen nicht als Ge-
genstand der Tarifpartner thematisiert.22  Traditionell bedeutet
Vereinbarkeit, wie erwähnt, Teilzeittätigkeit für die Mütter.
Notwendig wäre hingegen eine lange Teilzeit mit hoher Zeit-
souveränität, die sich in flexiblen Arbeitszeiten und räumlicher
Flexibilität (Telearbeit) für beide Geschlechter niederschlägt.
Ein Instrument hierfür könnten Zeitkonten sein, die neuerdings
zu Langzeit- und Lebensarbeitszeitkonten ausgedehnt wer-
den. Diese Konten ermöglichen, Arbeitszeit flexibel anzuspa-
ren und sie in größeren Blöcken, bspw. wenn ein Kind krank
ist, zu entnehmen. Aktuelle Forschungsergebnisse zeigen
jedoch, dass Zeitkonten vielfach keine oder nur kleine Options-
räume für die Beschäftigten eröffnen und die Zeitentnahme
meist betrieblichen Erfordernissen folgt. Es fehlt an einer
Zeitkultur in den Unternehmen, welche eine größere, eigensin-
nige Zeitverwendung durch die Beschäftigten befördert. Hinzu
kommt, dass viele Unternehmen darauf setzen, durch das
Ansparen großer Zeitvolumen Spielräume aufzubauen, um
auch zukünftig die Belegschaften vorzeitig zu verjüngen. Eine
Förderung der Alltagsvereinbarkeiten findet über Zeitkonten
somit nur im kleinen Umfang statt.23
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2.3. Beschäftigungsfähigkeit und verlängerte Erwerbs-
biografien

Setzten Arbeitgeber, Gewerkschaften und Regierung lange
auf eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit (Frühverrentung,
„Rente mit 60“), folgen sie nunmehr den Vorgaben der EU zur
Erhöhung der Erwerbsquoten Älterer. Begründet wird dieser
Paradigmenwechsel mit den Finanzierungsproblemen sozia-
ler Sicherungssysteme und dem Rückgang der Erwerbs-
bevölkerung. Entsprechend wurden die Regelaltersgrenzen
drastisch um bis zu fünf Jahre innerhalb kurzer Zeiträume
angehoben. Die sukzessive Anhebung der Regelaltersgrenze
auf 67 Jahre ist der nächste Schritt. Als Folge dieses
Paradigmenwechsels ist das durchschnittliche Renteneintritts-
alter (Altersrenten) von 1996 bis 2005 um ein Jahr auf knapp
63 Jahre angestiegen. Allerdings ist nur ein kleiner Teil direkt
vor der Rente in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung
(24,6 %) und der Anteil der Neurenten mit Abschlägen ist auf
42 % angestiegen (Rentenzugang 2005).24

Im Wirtschaftsaufschwung sprudeln die Beitragseinnahmen
der Sozialversicherungen, und mittlerweile haben die Er-
werbsquoten Älterer deutlich auf 45 % im Vorjahr zugelegt.
Grund zur Entwarnung? Wohl kaum! Zwar ist trotz aller demo-
grafischen Horrorszenarien und aktuellen Klagen über einen
Fachkräftemangel in den nächsten 20 Jahren kein Rückgang
des Erwerbspersonenpotenzials zu erwarten. Jedoch ändert
sich gravierend der Altersdurchschnitt der Erwerbsbevölkerung.
Die Kohorte der Babyboomer kommt bald in die 50er-Lebens-
jahre. Diese Alterung variiert sehr stark nach Regionen und
Bundesländern.25  Darauf sind die Betriebe ebenso wenig wie
die regionalen Arbeitsmarktakteure vorbereitet. Generell fehlt
es an ausreichenden Maßnahmen für ältere Beschäftigte
(altersgerechte Erwerbsarbeit). Viel gravierender dürfte je-
doch werden, dass die Babyboomer und die jüngeren Be-
schäftigten nach dem bisherigen Muster arbeiten, das eine
Erwerbstätigkeit mit einem Alter über 55 oder 60 Jahren in
vielen Berufen nicht vorsieht. Typischerweise betrifft dies vor

 Anhebung der
Regelaltersgrenze

Altersdurchschnitt

altersgerechte
Erwerbsarbeit
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allem die klassischen Anlern- und Facharbeitertätigkeiten.26

Der Erhalt von Beschäftigungsfähigkeit bis zum 65. Lebens-
jahr ist für viele Berufsgruppen nicht vorgesehen. Angesichts
steigender Leistungsvorgaben, anhaltender physischer und
zunehmender psychischer Belastungen ist eine deutliche
Verlängerung der Erwerbsbiografien schwerlich vorstellbar.
Dabei ist es keineswegs so, dass Ältere grundsätzlich weniger
leistungsfähig und gesundheitlich eingeschränkt, unzurei-
chend qualifiziert und/oder unmotiviert sind. Das vorherr-
schende Defizitmodell älterer Arbeitnehmer ist korrektur-
bedürftig. So zeigt sich in neueren Untersuchungen, dass
Ältere zwar weniger konkurrenzmotiviert sind, sie vielmehr
anerkannt sein und ihr Erfahrungswissen einbringen wollen.
Eine Unternehmenskultur, die sie nicht mehr fordert und
fördert, empfinden sie als Ausgrenzung. Notwendig sind also
andere Führungsmethoden, um die Motivationslage Älterer
anzusprechen. Auch sind Ältere nicht weniger produktiv. Alter
und Berufserfahrung haben entgegengesetzte Effekte, die
sich neutralisieren. Wichtig ist auch, dass Leistungsfähigkeit
keine rein individuelle Frage ist. Sie ist vielmehr ein Resultat
beruflicher Erfahrungen und Belastungen im Lebensverlauf in
Zusammenspiel mit der aktuellen Arbeitssituation. Somit spie-
len überindividuelle Faktoren in der Berufsbiografie und in
der augenblicklichen Arbeitsgestaltung eine erhebliche Rol-
le.27

Notwendig sind also Konzepte für eine an die demografische
Entwicklung und an die politische Zielsetzung verlängerter
Erwerbsbiografien angepasste präventive Arbeits-, Arbeits-
zeit- und Bildungspolitik und deren arbeitsmarkt- und sozial-
politische Flankierung. Es sind nicht nur zusätzliche Arbeits-
plätze für ältere Beschäftigte erforderlich, sondern auch
Leistungsarrangements, die es ermöglichen, länger motiviert
und gesund erwerbstätig sein zu können. Ohne solche Arran-
gements bahnt sich ein Widerspruch an: zwischen permanent
steigenden Leistungsnormen in kurzer Frist einerseits und
dem langfristigen Erhalt von Leistungsfähigkeit (Employability)
und der dafür notwendigen und differenzierten materiellen
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und zeitlichen Investitionen in Bildung, Motivation, Gesundheits-
erhalt und in die reproduktiven Anforderungen andererseits.
Ein Beispiel für eine solche innovative Arbeitsgestaltung könn-
te das Modellprojekt „Auto 5000“ bei VW in Wolfsburg sein.28

Die flächige Umsetzung solch innovativer Konzepte ist aber
nicht gegeben. Es gibt zwar einige Tarifverträge zu Bildung
oder Demografie, aber sie sind entweder zu neu oder ihre
Umsetzung ist deutlich begrenzt.29  Stattdessen scheint sich
unter dem Diktat der Finanzvorstände derzeit eine Retay-
lorisierung breitzumachen, der jedoch der Ausweg der Früh-
verrentung zukünftig fehlen wird.
Eine wichtige Rahmenbedingung für verlängerte Erwerbs-
biografien liegt in deren Akzeptanz. Ein frühes Ausscheiden
aus dem Erwerbsleben zu gesicherten Konditionen ist mittler-
weile Bestandteil des individuellen wie kollektiven Wohlstands.
Die Politik will diesen über Bedrohungsszenarien (unbezahl-
bare Renten, Fachkräftemangel etc.) verändern. Wohlstands-
verzicht aber löst keine Euphorie aus. Gegenüber den Früh-
rentnerInnen fühlen sich die zum längeren Arbeiten genötig-
ten Beschäftigten ungerecht behandelt. Notwendig wäre viel-
mehr ein Tauschangebot: sog. Optionszeiten für Familie,
Pflege, Regeneration, Bildung und Berufswechsel während
des Erwerbslebens, wie sie bspw. im siebten Familienbericht
der Bundesregierung vorgeschlagen werden, oder humanere
Arbeitsbedingungen für den längeren Erhalt der Beschäftigungs-
fähigkeit. Ein Ansatz, der diese Debatte bündelt, könnte im
jungen Konzept der „Lebenslaufpolitik“ liegen.30  Lebenslauf-
politik heißt, Strategien und Maßnahmen zu bündeln, die die
Erwerbsbiografien beeinflussen. Lebenslaufpolitik will die
verschiedenen Bereiche des Lebens zusammenführen (wie
Aus- und Weiterbildung, Familie, Gesundheit oder zivilge-
sellschaftliches Engagement) und auf verschiedenen Politik-
ebenen auf die Dauer und Struktur des Erwerbslebens Einfluss
nehmen.

Wohlstand
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Lebenslaufpolitik
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2.4. Internationale Gerechtigkeit

Eine für die Norm der intragenerativen Gerechtigkeit wichtige
Annäherung zwischen den Diskursen um Arbeit und Ökologie
fand in den letzten Jahren in den Aktivitäten zu „Corporate
Social Responsibility“ (CSR) statt. Getrieben von globalen
Auseinandersetzungen um Verletzungen elementarer Umwelt-
und Menschenrechte, den Aktivitäten vieler Nichtregierungs-
organisationen und der Vereinten Nationen ist die Verant-
wortungsbereitschaft globaler Konzerne für Umwelt- und
Arbeitsstandards gestiegen.31  Zuvor hat sich an der nationa-
len Begrenzung der Arbeitsregulation, der industriellen Bezie-
hungen vielfach Kritik geregt. Kritisiert wird die sowohl räum-
lich (nationalstaatlich) als auch personell begrenzte Interes-
senvertretung („inklusive Solidarität“).32  Dieses Modell setzt
auf die Solidarität der Inkludierten und schließt die anderen
entweder aus oder diskriminiert sie. Davon sind die Nicht-
Normalarbeitenden und die Beschäftigten außerhalb Deutsch-
lands betroffen.
Diese nationalstaatlichen Konstruktionsprinzipien erodieren
u. a. infolge der Transnationalisierung der Wirtschaft. Ohne
den Aufbau internationaler Arbeitsbeziehungen und den Aus-
bau nationaler Systeme industrieller Beziehungen zu Mehr-
ebenensystemen wird sich die Reichweite industrieller Bezie-
hungen weiter abschwächen. Ebensolche Chancen für eine
nachholende Internationalisierung industrieller Beziehungen
sind mit internationalen Rahmenvereinbarungen (IRV) verbun-
den. Die Gewerkschaften versuchen durch solche Vereinba-
rungen mit transnationalen Konzernen, Elemente nationaler
und europäischer industrieller Beziehungen auf der interna-
tionalen Ebene zu etablieren. Nachholend ist diese Internatio-
nalisierung gegenüber der fortgeschrittenen Internationalisie-
rung der Wirtschaft, dem Bedeutungsgewinn zivilgesell-
schaftlicher Nichtregierungsorganisationen als Vertreter von
Arbeitnehmerinteressen und der Verbreitung freiwilliger CSR-
Instrumente auf globalem Parkett.

Corporate Social
Responsibility

nachholende
Inter-
nationalisierung

internationale
Rahmen-
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Die Frage ist, ob es den Gewerkschaften gelingt, globale
Vertretungsstrukturen aufzubauen und verbindliche Verein-
barungen durchzusetzen. Letzteres wäre der wesentliche
Fortschritt gegenüber den freiwilligen CSR-Instrumenten. Doch
die mit den internationalen Rahmenvereinbarungen verbunde-
nen Chancen sind bisher eher potenzieller denn realer Natur.
Sie stellen ein relativ junges Instrument dar, definieren ledig-
lich Mindestbedingungen, und ihre Verbreitung ist noch ge-
ring. Eine systematische Wirkungsanalyse steht noch aus,
über einzelne Erfolge wird jedoch berichtet.33

Noch geht es vorwiegend um die Etablierung einer neuen
globalen Regulierung. Bisher steht keine umfassende und
koordinierte gewerkschaftliche Strategie hinter der Dynamik.
Bisher wenden nur fünf von zehn der Global Union Federations
internationale Rahmenvereinbarungen an. Das wichtige En-
gagement deutscher Gewerkschaften beschränkt sich im
Wesentlichen auf die IG Metall. Dabei stehen Konzerne im
Vordergrund, für die die deutsche Mitbestimmung einen ho-
hen Stellenwert einnimmt. Auch quantitativ haben internatio-
nale Rahmenvereinbarungen bisher nur einen kleinen Anteil
am Instrumentenspektrum zur Stärkung internationaler Ar-
beitnehmerrechte. Den derzeit 52 internationalen Rahmen-
vereinbarungen, deren Abschluss mit den Konzernleitungen
die Gewerkschaften nicht erzwingen können, stehen weit über
2000 Teilnehmer des Global Compact der Vereinten Nationen
gegenüber. Die Zahl unternehmenseinseitiger CSR-Maßnah-
men, wie die Proklamation von Verhaltenskodizes (Codes of
Conduct), liegt noch weit höher.
Somit besteht ein Risiko, dass die Gewerkschaften bei den
globalen Auseinandersetzungen um die Durchsetzung der
Kernarbeitsnormen dauerhaft nur ein Akteur unter mehreren
bleiben. Obwohl die internationalen Rahmenvereinbarungen
die Beteiligung der Gewerkschaften an globalen Arbeits-
beziehungen sichern, zögern die nationalen Gewerkschaften,
ihre internationalen Zusammenschlüsse mit ausreichend Kom-
petenzen und Ressourcen auszustatten. Innerhalb der Global
Union Federations wird denn auch diskutiert, ob internationale

Engagement
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Rahmenvereinbarungen der richtige Weg sein können, da
ihre Aushandlung und Begleitung einen großen Teil ihrer
Kapazitäten bindet.
Ein Grund für die Zurückhaltung der Gewerkschaften ist in den
Risiken zu sehen, die eine auf einzelne Konzerne bezogene
Internationalisierung in sich birgt. Zwischen internationaler
und nationaler Handlungsorientierung kann es zu Spannun-
gen kommen: Internationale Rahmenvereinbarungen sichern
die gewerkschaftliche Beteiligung am Aufbau weltweiter
Konzernarbeitsbeziehungen, zugleich besteht die Gefahr,
dass IRV die bereits vorhandenen Tendenzen unterstützen
(Standortvereinbarungen, Vereinbarungen durch EBR etc.),
die transnationale Konzerne weiter aus den nationalen indus-
triellen Beziehungen herauslösen. Die deutschen Gewerk-
schaften stehen vor einem Dilemma: Intensivieren sie ihre
Anstrengungen, müssen sie befürchten, den sich anbahnen-
den Pfadwechsel in den nationalen industriellen Beziehungen
zu verstärken. Treiben sie ihr Engagement, globale Arbeits-
beziehungen zu entwickeln, nicht voran, überlassen sie wo-
möglich das Feld betrieblichen und/oder zivilgesellschaftlichen
Akteuren.

3. Resümee

Die skizzierten Prozesse in den vier hier beschriebenen
Anforderungsbereichen sozialer Nachhaltigkeit weisen auf
deutliche Nachhaltigkeitslücken hin. Die Problemlagen und
Regulierungsanforderungen nehmen zu. Jedoch sind einige,
wenn bisher auch vollkommen unzureichende Lösungsan-
sätze sichtbar. Diese Gestaltungschancen aber erfordern
eine Rekonfiguration der bisherigen Arbeitsregulation, um
Nachhaltigkeit zu erreichen.34  Notwendig sind:
- neue gesetzliche Rahmungen (Organisationshilfen),
- eine mit Mindestnormen abgesicherte qualitative Tarifpoli-

tik,
- neue verbandspolitische Organisationskonzepte.
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Notwendig sind ordnungspolitische Regulierungen. Allein den
Verbänden und Tarifparteien die nachhaltige Gestaltung der
Arbeitswelt zu überlassen, funktioniert nicht, zumindest nicht
flächendeckend. Auch reichen öffentliche Diskurse, gemein-
same Initiativen und Information nicht aus. Notwendig sind
daher u. a. ein gesetzlicher Mindestlohn und eine soziale
Absicherung atypischer Arbeitsformen (Flexicurity). Dort, wo
die Verbänderegulation noch funktioniert, müssen staatlicher-
seits mehr Tauschangebote unterbreitet und Mindestbedingun-
gen, etwa beim lebenslangen Lernen oder bei Gleichstellung,
geregelt werden. Ansonsten ist ein Universalismus nachhaltig-
keitsrelevanter Regelungen nicht zu erreichen und Beschäftig-
te in mitbestimmungsfernen Bereichen bleiben weiterhin aus-
geschlossen. Der Bruch mit bisherigen (gewerkschaftlichen)
Herangehensweisen zeigt sich auch in der notwendigen Loslö-
sung von den Facharbeitern und dem Aufbau von Angeboten an
die bisher schwer Erreichbaren, deren Zahl zunimmt: die
Prekären, die höher Qualifizierten und die Selbstständigen.
Diesen werden die Standards der Normalarbeit wie die darauf
fußenden Organisationskonzepte im (Groß-)Betrieb oftmals
nicht gerecht. Notwendig sind auch eine umfassendere Be-
rücksichtigung internationaler Aspekte und die stärkere Aus-
einandersetzung mit den CSR-Aktionsformen und Akteurs-
netzwerken.
Übergreifend formuliert ist die Gestaltungsaufgabe sozialer
Nachhaltigkeit mit der Frage nach den notwendig neu zu
definierenden sozialen Grundlagen der Demokratie zu ver-
knüpfen.35  Ohne eine adäquate Antwort auf die Gerechtigkeits-
lücke(n) und die zunehmenden Ausgrenzungsprozesse läuft
die bisherige Arbeitsregulierung immer mehr ins Leere. Den
Gewerkschaften das Finden der Antworten zu überlassen,
würde diese überfordern. Ohne die Gewerkschaften kann die
Politik oder die Zivilgesellschaft die Frage jedoch auch nicht
beantworten.
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